
Die Fakten sind bekannt. Am 
15. Dezember hat die EU-Kom-
mission den in Brüssel leben-
den unbescholtenen Schwei-
zerbürger Jacques Baud im 
Zusammenhang mit dem uk-
rainisch-russischen Krieg we-
gen angeblicher prorussischer 
Propaganda auf ihre Sankti-
onsliste gesetzt. Zusammen 
mit Leuten, die vielleicht tat-

sächlich russische Propagandisten sind. Es wird 
Baud kein Delikt vorgeworfen.

Aufgrund der Sanktion kann er aber nicht mehr 
reisen, nicht einmal zurück in seine Heimat, er 
hat keinen Zugriff auf seine Bankkonti, niemand 
darf ihn materiell unterstützen, nicht einmal mit 
Lebensmitteln oder einer Wohnung. Vor der Ver-
öffentlichung der Massnahmen hat von Seiten 
der EU niemand Baud mit irgendwelchen Vorwür-
fen konfrontiert. Das rechtliche Gehör ist ihm ver-
weigert worden.

Über die verhängte Sanktion hat ihn ein Jour-
nalist informiert. Die Schweizer Öffentlichkeit hat 
von all dem nur dank der Weltwoche und dann, 
mit einiger Verspätung, auch der Neue Zürcher 
Zeitung erfahren. Die EU-Turbos der grossen Me-
dienkonzerne Tages-Anzeiger, Ringier und CH-
Medien haben ihren Lesern während Wochen 
weitgehend verschwiegen, was da vor sich geht.

Baud ist ehemaliger langjähriger Mitarbeiter 
des schweizerischen Nachrichtendiensts, des 
EDA, der UNO und der Nato, teilweise in sehr ver-
antwortlichen Positionen. In unserer Armee war 
er Bataillonskommandant bei den Panzergrena-
dieren und Oberst im Generalstab.

Einer breiteren Öffentlichkeit ist er seit seiner 
Pensionierung vor ein paar Jahren als scharfsin-

niger und kenntnisreicher Analyst internationaler 
Konflikte, insbesondere des Ukrainekriegs, be-
kanntgeworden. Er wird angeblicher russischer 
Propaganda beschuldigt, ganz einfach weil er, für 
einen Analysten eigentlich selbstverständlich, 
erst recht für einen aus einem neutralen Land, 
sich die Mühe genommen hat, den Argumenten 
beider Seiten zuzuhören, anstatt einfach in den 
Chor derjenigen einzustimmen, die immer sofort 
wissen, wer in fernen Ländern die Guten und wer 
die Bösen sind, aber aufgrund ihrer Oberflächlich-
keit gar nichts verstehen.

Russland ist vor bald vier Jahren in die Ukraine 
eingefallen. Das ist klar, und das bestreitet selbst-
verständlich auch Baud nicht. Aber jeder Konflikt 
hat eine lange Vorgeschichte, und wenn man die-
se ausblendet, versteht man ihn halt nicht. Baud, 
der übrigens wegen seiner früheren Tätigkeit für 
unseren Nachrichtendienst selber Russisch 
spricht, hat nichts anderes getan, als zu versu-
chen, diesen Konflikt zu verstehen und beiden 
Seiten zuzuhören. Nur so kann man sich an einen 
möglichen Frieden herantasten. So hat auch die 
Diplomatie der neutralen Schweiz in der Vergan-
genheit agiert und immer wieder für den Frieden 
wirken können.

Schweiz

Der Fall Jacques Baud – hoffentlich ein Augenöffner
Was unternimmt der Bundesrat?

von David Vogelsanger*

9. Januar 2026

* David Vogelsanger, geboren 1954, Schulen in Zürich bis 
zur Promotion als Historiker. Militärdienst bei der Ge-
birgsinfanterie und später im Armeestab. Mit 25 Jah-
ren erster Einsatz als IKRK-Delegierter in einem afrika-
nischen Bürgerkrieg, gefolgt von weiteren während 
fünf Jahren in Ostasien, wieder in Afrika und im Mittle-
ren Osten. Ein Jahr bei der UNO-Truppe in Zypern. 1987 

Eintritt in den diplomatischen Dienst. Nach einer Reihe 
von Einsätzen im Ausland und in Bern 2005 General-
konsul in Mailand, 2010 Botschafter in Westafrika mit 
Sitz in Abidjan (Elfenbeinküste) und ab 2015 im Südpa-
zifik mit Sitz in Wellington (Neuseeland). Lebt heute 
mit Frau und Hund auf der Zürcher Landschaft und im 
Tessin.

Jacques Baud. (Bild Westend Verlag)

David Vogelsanger. 
(Bild Wikipedia)



2/2

Das Vorgehen der EU ist skandalös.
Aber für mich als Schweizerbürger und auch als 

ehemaliger Botschafter unseres Landes ist etwas 
anderes noch viel stossender. Die Bundesbehör-
den haben wahrscheinlich schon vor dem 15. De-
zember gewusst, dass die EU-Kommission beab-
sichtigt, einen Mitbürger aufgrund von blosser 
Meinungsäusserung zu sanktionieren. Es ist nicht 
anzunehmen, dass die EU-Kommission einen der-
artigen Schritt unternimmt, ohne ein Land, das sie 
als Partner betrachtet, mindestens zu informieren. 

Baud wurde nicht gewarnt und hatte somit 
nicht die Möglichkeit, rechtzeitig in die Heimat 
zurückzukehren. Nach der Veröffentlichung der 
Sanktion herrschte in Bern und bei den beiden 
schweizerischen Vertretungen in Brüssel (Missi-
on bei der EU sowie Botschaft in Belgien und bei 
der Nato) Stillschweigen. Die Chefin der für soge-
nannten konsularischen Schutz auch in Belgien 
zuständigen Vertretung in Den Haag soll Baud 
schliesslich unmittelbar vor Weihnachten doch 
noch kontaktiert haben. Konsularischer Schutz 
ist jedoch eine reine Routineangelegenheit etwa 
bei Haftfällen, aber hier geht es um eine hochpo-
litische, also diplomatische Angelegenheit.

Baud macht, Stand 29. Dezember, geltend, die 
Chefs dieser beiden Vertretungen hätten das Ge-
spräch mit ihm auch nach dem 15. Dezember 
nicht gesucht. Als Bundesrat Beat Jans, Justiz-
minister, kurz vor Weihnachten auf den Fall ange-
sprochen wurde, wusste er nichts Besseres zu 
tun, als sein übliches Grinsen aufzusetzen. Bun-
desrat Ignazio Cassis, Aussenminister, hat, wie-
der Stand Ende Dezember, den EU-Botschafter 
nicht einbestellt, um ihm unmissverständlich 
klarzumachen, dass die Schweiz eine derartige 
Behandlung eines unbescholtenen Mitbürgers 
nicht akzeptiert, der von seinem verfassungs-
mässigen Grundrecht auf freie Meinungsäusse-
rung Gebrauch macht.

Wenn dieses Recht in der EU, vor allem in un-
serem nördlichen Nachbarland, immer mehr ein-
geschränkt wird, ist das bedauerlich, aber deren 
Sache. Unsere Bundesräte haben jedoch einen 
Eid auf die Verfassung und auf ihre Amtspflich-
ten geschworen, und diese Verfassung garan-
tiert die freie Meinungsäusserung. Zu den Amts-
pflichten eines Bundesrats gehört ohne Zweifel 
auch, «die Freiheit und die Rechte des Volkes 
und seiner Bürger zu schützen und zu schirmen», 
wie es die Eidesformel früher ausdrücklich for-
mulierte. Ja um Herrgottswillen, dann macht 
Euch endlich an die Arbeit in Bern!

Es ist leider allzu durchsichtig, warum diese 
Arbeit bisher nicht getan worden ist. Vier von sie-
ben Bundesräten, die leider faktische Mitte-
Links-Mehrheit im Bundesrat, ordnen alles ihrem 
Ziel unter, dem Schweizervolk den mit der EU 
ausgehandelten Kolonialvertrag aufzudrängen. 
Jedes Mittel ist dazu recht, die Aufweichung der 
Neutralität mit der Teilnahme an Sanktionen ge-
gen eine Kriegspartei, die Veranstaltung einer 
nutzlosen, oder vielmehr sogar kontraprodukti-
ven Show mit einer angeblichen «Friedenskonfe-
renz» auf dem Bürgenstock, zu der eine Kriegs-
partei, die Russen, gar nicht eingeladen waren, 
Schweigen zur Korruption in der EU, jüngstes 
Beispiel ist der Fall der auch von der Schweiz 
mitfinanzierten Diplomatenakademie Collège de 
l’Europe mit der Verhaftung und dem Rücktritt 
der ehemaligen Vizepräsidentin der EU-Kommis-
sion Mogherini, und jetzt liebedienerisches Lei-
setreten, wenn die Rechte eines freien Schwei-
zers von der EU mit Füssen getreten werden. Nur 
ja nichts tun oder sagen, das die Oberen der poli-
tisch und finanziell längst bankrotten EU verär-
gern könnte!

Das Recht auf freie Meinungsäusserung ist ein 
grundlegendes Menschenrecht. Die Departe-
mente Jans und Cassis beschäftigen eine an-
sehnliche Anzahl von Beamten, die sich mit den 
Menschenrechten in aller Welt beschäftigen. Im 
EDA ist es sogar eine ganze Abteilung mit einem 
Botschafter an der Spitze. Von all diesen Men-
schenrechts-«Experten» und vor allem von ihren 
politischen Chefs hat man im Fall Baud bisher 
keinen Ton vernommen. Ist es wohl einfacher 
und angenehmer, in einer Berner Amtsstube ge-
scheite Berichte über die Menschenrechtssitua-
tion in China, Nordkorea oder Weissrussland zu 
redigieren, als mutig hinzustehen, wenn das 
Menschenrecht eines Mitbürgers durch die Euro-
päische Union krass verletzt wird, eine EU, in der 
man selber die Zukunft unseres Landes sieht?

Jede Krise bietet auch Chancen. So sehr wir 
unserem Mitbürger eine rasche Lösung seiner 
unangenehmen Situation wünschen, ebenso 
sehr hoffen wir, dass jetzt vielen im Land die Au-
gen aufgehen, was den freiheitsfeindlichen Cha-
rakter der Europäischen Union betrifft.

Von den rechtlichen und wirtschaftlichen As-
pekten der angeblichen «Bilateralen III», ein rich-
tiges Mogelwort, sei ein andermal die Rede …

Quelle: https://sichtweisenschweiz.ch/gesellschaft/
der-fall-jacques-baud-hoffentlich-ein-augenoeffner/, 
29. Dezember 2025 

https://sichtweisenschweiz.ch/gesellschaft/der-fall-jacques-baud-hoffentlich-ein-augenoeffner/
https://sichtweisenschweiz.ch/gesellschaft/der-fall-jacques-baud-hoffentlich-ein-augenoeffner/

